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Die Qual der Wahl
Vage Schlagworte beherrschen die großen Duelle – das Handelsblatt hat die Wahlprogramme auf Substanz hin abgeklopft.

Der Vergleich der wichtigsten Themenfelder offenbart überraschende Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen den Parteien.

Die Chancen für
Schwarz-Gelb sind gut,
aber die gesellschaftliche
Stimmung ist volatil. Die
Wahlsicherheit ist nicht
so ausgeprägt wie früher.
Es gibt in der Debatte be-
stärkendeMomente, die
Stimmung kann aber
noch kippen. Schwarz-
Gelbmuss sich als sozial
gerecht verkaufen.

DieUnion bekennt sich zumZiel der Haus-
haltskonsolidierung. Zusätzlich will sie
kleinere undmittlere Einkommenmit
einer Steuerreform um 15Mrd. Euro entlas-
ten. In zwei Stufen soll der Einkommen-
steuersatz auf zwölf Prozent sinken und
das Jahreseinkommen, ab demder Spit-
zensteuersatz gilt, auf 60 000Euro stei-
gen. Die CSU will dies bereits 2011 und
2012 verwirklichen.

Bekenntnisse zur Nato und zur Europäi-
schen Einigung prägen die Außenpolitik
der Union. AmZiel eines ständigen deut-
schenSitzes imUno-Sicherheitsrat hält
die Partei fest. Der Ausbau vonArmee und
Polizei in Afghanistan gilt als Vorausset-
zung für einen Abzug der Bundeswehr.
Die Union bekennt sich zurWehrpflicht.
Eine EU-Mitgliedschaft der Türkei lehnt
die Union ab.

Die FDP setzt auf eine Renaissance der
TransatlantischenWertegemeinschaft:
Amerika ist wichtigster Partner außer-
halb Europas. Gemeinsammit der US-Re-
gierungwill sie denWesten als hand-
lungsfähige Gemeinschaft der aufgeklär-
ten, rechtsstaatlichenDemokratien die-
serWelt neu begründen. Die FDPwendet
sich gegen jede Form von Protektionis-
mus.

Als einzige Partei fordert die Linke den
sofortigen Abzug der Bundeswehr aus
Afghanistan. Generell soll sich die deut-
scheAußenpolitik strikt auf zivile Konflikt-
lösung beschränken. Die Linke will die
Nato auflösen und durch ein „kollektives
Sicherheitssystem“ unter Beteiligung
Russlands ersetzen. Auf keinen Fall soll
die Bundeswehr im Innern eingesetzt
werden dürfen.

Es ist wahrscheinlich,
dass AngelaMerkel
wieder Kanzlerin wird.
Es bleibt weiterhin offen,
in welcher Koalition.
Die Ausgangslage für
Schwarz-Gelb ist gut.
Jetzt kommt es

darauf an, wie viele
Unentschlossene die SPD
nochmobilisieren kann.

Ich glaube nicht an
Schwarz-Gelb. Es wird
wieder eine Große

Koalition geben. Bei der
FDPwird es nicht bis zur
Wahl reichen und die
CDU-Welle wird vor den
Wahlen brechen. Beide
werden nochmindestens
einen Punkt einbüßen.

Die entscheidende Frage
ist noch nicht geklärt:
Was kann eineformulierte
Alternative für Schwarz-
Gelb sein? Rot-Grün hat
keineMehrheit, die SPD
will mit der Linken nicht
koalieren, und der Vorrat
der Gemeinsamkeiten
zwischen SPD und CDU
scheint nach vier Jahren

aufgebraucht.

Wirtschaft

DieNato bleibt der „wichtigste Garant un-
serer Sicherheit“. Sie soll engmit Russ-
land zusammenarbeiten. Deshalb lehnt die
SPD denUS-Raketenschirmab. Ziel ist
eineWelt ohne Atomwaffen. Die Bundes-
wehr soll in Afghanistan abziehen, sobald
die Sicherheit im Land garantiert ist.
DieWehrpflicht wird beendet, dafür soll es
einen Freiwilligendienst geben.

Die Grünen stehen zwar zum Einsatz der
Bundeswehr in Afghanistan,machen
sich aber für einen Strategiewechsel
stark. Danach soll Deutschland wesent-
lichmehrMittel in den zivilen Aufbau
stecken. Die Kampfeinsätze im Rahmen
derMilitäroperation Enduring Freedom
sollen beendet werden. Daneben sind
die Grünen dagegen, die Bundeswehr im
Innern einzusetzen.

DieUnionwill den Anteil der erneuerbaren
Energien an der Stromerzeugung bis 2020
auf 30Prozent steigern. Für eine Über-
gangszeit gilt die Atomenergie als unver-
zichtbar. Der Neubau von Kernkraftwer-
ken ist nicht vorgesehen. Die aus einer
Laufzeitverlängerung resultierendenGe-
winne sollen zumTeil für die Energiefor-
schung und zur Senkung der Strompreise
eingesetzt werden.

Die SPDwill den Atomausstieg. Erneuer-
bare Energien sollen 2020 35 Prozent des
Stroms liefern, 2030 bereits 50 Prozent.
Mit Energiesparprogrammen verbrauchen
die Deutschen elf Prozent weniger Strom.
Für Klimaschutztechnologienwird ein Risi-
kokapitalfonds aufgelegt. Bis 2020 sollen
die Emissionen gegenüber 1990 um40
Prozent sinken.

Die Liberalen wollen die Treibhausgas-
emissionen bis 2020 gegenüber 1990
um30 Prozent senken. Sie fordern ein
verbindliches Post-Kyoto-Abkommen
undwenden sich gegen pauschale
Produktverbote, wie etwa im Fall der
Glühbirnen. Sie sprechen sich für län-
gere Kernkraftwerkslaufzeiten aus; ein
Teil der finanziellen Vorteile soll in eine
Energieforschungsstiftung fließen.

Bis 2020 soll der CO2-Ausstoß gegen-
über 1990 um40Prozent sinken. Bis
2040 sollen Strom undWärme komplett
aus erneuerbarenQuellen generiert wer-
den. Die Grünen lehnen neue Kohlekraft-
werke ab, Gaskraftwerke werden akzep-
tiert. Keine längerenKernkraftwerkslauf-
zeiten, betriebliche Rücklagen für den
Rückbau von Kernkraftwerken fließen in
öffentlich-rechtliche Fonds.

Der Ausstoß an Klimagasen soll nach dem
Programmder Linken gegenüber 1990 bis
2020 in Deutschland um50Prozent sin-
ken. Die Vergabe der CO2-Zertifikate aus
demEmissionshandel soll nichtmehr kos-
tenlos sein. Sofort will die Linke aus der
Atomkraft aussteigen. Spätestens 2050
soll Deutschland alle Energie aus erneuer-
barenQuellen gewinnen.

“

Außen-
politik und

Sicherheit

Finanzen

Gesundheit
und Rente

Steuersenkungen schließt die SPD aus,
auchwill sie die Sozialabgaben nicht
anheben. Der Eingangssteuersatz sinkt
auf zehn Prozent. Der Spitzensteuersatz
steigt auf 47 Prozent, der Kinderfreibe-
trag auf 4 000Euro. Das Ehegattensplit-
ting will die SPD abschaffen und eine
Steuer auf Börsenumsätze erheben. Wer
auf eine Steuererklärung verzichtet, soll
300Euro bekommen.

Die FDPwill für die Einkommensteuer
einen Stufentarif von zehn, 25 und 35
Prozent einführen und einenGrundfrei-
betrag von 8 004 Euro auch für Kinder.
Beiträge zur Sozialversicherung sollen
bis zu denBeitragsbemessungsgrenzen
vollständig abzugsfähig sein, die Kosten
für Kinderbetreuung und Pflege sollen
bis zu einemBetrag von 12 000 Euro
jährlich abgesetzt werden können.

Die Grünenwollen eine zeitlich befris-
tete Vermögensabgabe, der Spitzen-
steuersatz soll auf 45 Prozent steigen,
der Grundfreibetrag auf 8 500 Euro.
Größere Privatvermögenwollen siemit
einer höheren Erbschaftsteuer belas-
ten. Managergehälter (inklusive Boni)
wollen sie nur bis 500 000 Euro als
Betriebsausgaben anerkennen. Zudem
wollen sie eine Börsenumsatzsteuer.

Die Linke will denGrundfreibetrag auf
9 300 Euro erhöhen und einen linearen
Tarifverlauf bis zumSpitzensteuer-
satz: Dieser soll für Einkommen ab 70 000
Euro jährlich auf 53 Prozent steigen. Auf
alle Privatvermögen über eineMillion Euro
soll Vermögensteuer gezahlt werden.
Wie SPD undGrüne setzt sich die Linke
für dieWiedereinführung einer Börsen-
umsatzsteuer ein.

Die SozialeMarktwirtschaft bleibt für die
Union Leitbild einer gerechtenWirtschafts-
ordnung. Die Partei will Umwelttechnolo-
gien fördern undDeutschland zurModell-
region für Elektroautosmachen.
EineKreditklemme für denMittelstand
soll verhindert, die Bürokratie weiter
abgebautwerden. Drei Prozent des Brutto-
inlandsprodukts sollen in Forschung und
Entwicklung investiert werden.

Mit dem „Deutschland-Plan“wollen die
Sozialdemokraten die Voraussetzungen
für vierMillionen neueArbeitsplätze schaf-
fen. Dazu sollen einzelne Branchen kon-
kret gefördert werden. Die SPD erhofft
sich zweiMillionen neue Stellen in traditio-
nellen Branchen, eineMillion imGesund-
heitswesen und je 500000bei Dienstleis-
tern und in der Kreativ- undKulturwirt-
schaft.

In der Unternehmensbesteuerungwill
die FDP gegenNachweis die Zins-
schranke abschaffen und bei Über-
nahmen die Nutzung von Verlusten
erleichtern. Bei der Besteuerung von
Funktionsverlagerungen ins Ausland
fordert sie Nachbesserungen, auch bei
der Gewerbesteuer. Zudem soll für
Unternehmen die degressive Abschrei-
bungwieder eingeführt werden.

Mit 20Mrd. Euro jährlich wollen die Grü-
nen bis 2013 eineMillion neue Arbeits-
plätze schaffen. 400 000 Jobs sollen
durch ökologischeModernisierung ent-
stehen, 185 000 imBildungsbereich.
ImGesundheitswesen könnten danach
150 000Arbeitsplätze hinzukommen.
Der Abbau der Schwarzarbeit durch
niedrigere Sozialbeiträge für Gering-
verdiener soll 200 000 Jobs bringen.

Mit 200Mrd. Euro will die Linke zwei Millio-
nenArbeitsplätze schaffen, die Hälfte
davon beim Staat. Private Banken und
Strom- sowie Gasnetze sollen – etwa als
Genossenschaft – vergesellschaftet wer-
den. Der Bankensektor soll öffentlicher
Kontrolle unterstehen; die Energieversor-
gung übernimmt der Staat komplett.
Mitbestimmung soll ausgedehnt, politi-
sche Streiks sollen erlaubt werden.

Die Union lehnt einen einheitlichen gesetz-
lichenMindestlohn ab, den gemeinsam
mit der SPD begonnenenAusbau bran-
chenbezogenerMindestlöhne will sie aber
ausdrücklich vorantreiben. Den Freibetrag
beimSchonvermögen vonHartz-IV-Emp-
fängernwill sie deutlich erhöhen.
Forderungen nach Einschränkung des
Kündigungsschutzes oder des Flächenta-
rifs erneuert die Union nicht.

Die SPDwill einen gesetzlichenMindest-
lohn einführen, „Orientierungsmarke“:
7,50 Euro. Sie will durchsetzen, dass
Frauen genauso viel verdienenwieMän-
ner. Bei öffentlichen Aufträgen sollen nur
noch tariftreue Firmen zumZuge kommen.
In Aufsichtsräten soll eine Frauenquote
von40 Prozent gelten, dieMitbestim-
munggestärkt werden. Zudemwill sie
Lebensarbeitszeitkonten fördern.

Die FDP lehnt jeglicheMindestlöhne ab.
DenKündigungsschutz will sie lockern;
er soll nur für Betriebemitmehr als
20Beschäftigten und erst nach einer
Betriebszugehörigkeit von zwei Jahren
gelten. Die Bundesagentur für Arbeit
will sie auflösen und ihre Aufgaben auf
die Kommunen übertragen. Der Renten-
eintritt soll flexibel ab dem60. Lebens-
jahrmöglich sein.

Die Grünenwollen einenMindestlohn
von 7,50 Euro einführen. Der Hartz-IV-
Satz soll auf 420 Euro proMonat stei-
gen, das Schonvermögen der Hartz-IV-
Empfänger soll kräftig erhöht werden.
Für Einkommen unter 2 000 Euro
monatlichwollen die Grünen die Sozial-
abgabensätze senken. Das soll Gering-
verdiener entlasten und denAnreiz zur
Schwarzarbeit verringern.

Die Linke fordert einenMindestlohn von
zehn Euro pro Stunde. Die regelmäßige
Wochenarbeitszeit soll gesetzlich auf 40
Stunden begrenzt werden. Leiharbeiter
werdenwie die Stammbelegschaft be-
zahlt, Flexibilität extra vergütet. Die Be-
zugsdauer des Arbeitslosengelds I soll ver-
längert undHartz IV abgeschafft werden.
Kündigungsschutz undMitbestimmung
wollen die Linken ausweiten.

Bei der Gesundheitsreform streben CDU
undCSU einzelne Kurskorrekturen an,
etwa bei den Ärztehonoraren und beim
Finanzausgleich zwischen den gesetzli-
chenKrankenkassen. Von der Einführung
einer einheitlichen Gesundheitsprämie –
der sogenannten Kopfpauschale – ist
nichtmehr die Rede. Bei der Rente soll die
Kindererziehung künftig besser berück-
sichtigt werden.

Die Bürgerversicherung steht imZentrum
desProgramms. Alle zahlen ein, private
wie gesetzlich Versicherte. Das gilt für
die Kranken- wie für die Pflegeversiche-
rung. Der steuerfinanzierte Anteil soll
steigen, die paritätische Finanzierung
zwischenArbeitgebern und Arbeit-
nehmernwieder hergestellt werden.
Alle Patienten erhalten künftig eine Ter-
mingarantie beimArzt.

DasGesundheitssystem soll weitgehend
privatisiert und zugleichmehrWettbe-
werb eingeführt werden. Instrumente:
leistungsgerechtes Prämiensystemmit
Pflicht zur Versicherung, Abschaffung
desGesundheitsfonds, Beitragsautono-
mie für gesetzliche Kassen, Vergütung
der Ärzte nach leistungsgerechten und
transparenten Kriterien, Kostenerstat-
tungsprinzip.

Die Grünenwollen eine Bürgerversiche-
rung für alle; der von der Großen Koali-
tion eingeführte Gesundheitsfonds soll
wieder abgeschafft werden. Die elektro-
nischeGesundheitskarte soll freiwillig
bleiben. Zudem fordert die Öko-Partei in
ihremProgrammdie Abschaffung von
allen Zuzahlungen fürMedikamente
sowie die Rücknahme der Praxisgebühr
von zehn Euro.

EineBürgerversicherung für alle soll nach
demProgrammder Linken die Zwei-Klas-
sen-Medizin abschaffen. Hier sollen alle
ohneBeitragsbemessungsgrenze ebenso
einzahlenwie in die Pflegeversicherung.
Zuzahlungen – etwa fürMedikamente –
unddie Praxisgebühr sollenwegfallen.
DieGesundheitskarte will die Linkspartei
stoppen und denGesundheitsfonds ab-
schaffen.

Bis zum Jahr 2015 sollen zehn Prozent
desBruttoinlandsprodukts in Bildung und
Forschung investiert werden. Die Union
macht sich für das gegliederte Schulsys-
temund bundesweit vergleichbare Leis-
tungsmaßstäbe stark. Auch eine größere
Hochschulautonomie, das duale Ausbil-
dungssystemund der Ausbildungspakt
mit derWirtschaft kennzeichnen die
„Bildungsrepublik“.

Nein zu Gebühren, von der Krippe bis zum
Studium, lautet die zentrale Botschaft.
Ab 2020 soll dieHälfte eines Schuljahr-
gangs dieHochschulreife erreichen,
Schulabbrecher gehören der Vergangen-
heit an. Junge Erwachsene erhalten ein
Recht, ihren Abschluss nachzuholen.
Kinder aus Ausländerfamilien fördert die
SPDgezielt. Spitzenverdiener finanzieren
all dasmit dem „Bildungssoli“.

Die FDP plant Bildungs- und Betreuungs-
gutscheine für alle ab einemAlter von
einemJahr. Schulen sollen autonom
über Personal, Angebot und Budget ent-
scheiden. Die Hochschulautonomie soll
ins Grundgesetz. Die Hochschulfinanzie-
rung soll aus staatlicher Grundfinanzie-
rung, Bildungsgutscheinen, Studien-
gebühren und Eigenvermögensaufbau
bestehen.

Die Grünen planen einen Rechtsan-
spruch auf einen Kita-Platz ab dem ers-
ten Lebensjahr, gemeinsamen Unter-
richtmindestens bis zur Klasse 9 und
flächendeckendeGanztagsschulange-
bote. Zudem fordern sie 500 000 neue
Studienplätze, die Abschaffung vonStu-
diengebühren und Bafög sowie 200 bis
800 Euromonatlich für alle Studenten –
finanziert aus demSoli.

Bildung soll nach demPlan der Links-
partei eine Gemeinschaftsaufgabe von
Bund und Ländernwerden. Die staatlichen
Ausgaben dafür sollen „möglichst sofort“
auf sieben Prozent des Bruttoinlands-
produkts steigen. In der Berufsausbildung
will die Linke eine Umlage einführen.
Studienplätze für alle sollen gebührenfrei
sein; aus demBafög soll eine Grundsiche-
rungwerden.

Das Kindergeld ab demdritten Kind soll
ebenso steigenwie der Kinderfreibetrag.
Das Elterngeld soll künftig auch als Teil-
elterngeld für 28Monate bezogenwerden
können. Die Union bekräftigt zudem den
Rechtsanspruch auf einen Kindergarten-
platz ab dem ersten Jahr ab 2013. Für
Eltern, die Kinder nicht in die Krippe ge-
ben, verspricht die Union ein Betreuungs-
geld, ebenfalls von 2013 an.

Die SPD strebt einenRechtsanspruch auf
Ganztagsbetreuung ab dem erstenGe-
burtstag an.Mütter und Väter sollen
gleichzeitig Elterngeld und Elternzeit nut-
zen können. DenAnspruch auf Teilzeitbe-
schäftigung und Elterngeld will die SPD
von sieben auf 16Monate ausweiten.
Alleinerziehende sollen gefördert werden,
umarbeiten zu können. Kinderrechte
sollen ins Grundgesetz.

Neben der steuerlichen Förderung will
die FDP Familienmit dembedarfsgerech-
tenAusbau der Betreuung ab Ende des
Mutterschutzes unterstützen.
Ab 2013 soll ein Rechtsanspruch auf
einen ganztägigen Betreuungsplatz ab
Vollendung des ersten Lebensjahres
gelten. Sie will die Betreuung durch
Tagesmütter und die institutionelle Be-
treuung fördern.

Das Ehegattensplitting wollen die
Grünen abschaffen und zu einer Indivi-
dualbesteuerungweiterentwickeln.
Damit würden die Steuerklassen III, IV
und V überflüssig. Das gesparte Geld
soll in den Ausbau der Kinderbetreuung
und in die Bekämpfung von Kinderarmut
fließen. Statt der bisherigen Familien-
förderungmachen sie sich für eine ein-
heitliche Kindergrundsicherung stark.

Eine spezielle Familienpolitik sieht die
Linkspartei nicht vor. In der Frage der
Kinderbetreuung plädiert sie für Kita-
plätze, die für alle kostenlos sein sollen.
Daneben sollen auch die Ganztagsschulen
ausgebautwerden.
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INFOGmbH

„
Wie wird nach
Ansicht von
führenden

Demoskopen
die Wahl
ausgehen?

Umwelt
und

Energie
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